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Kirche nicht auf

Soziales reduzieren
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V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

Die Ergebnisse der in der vergangenen
Woche veröffentlichten neuesten Kirchen-
mitgliedschaftsuntersuchung in Deutsch-
land, zum ersten Mal unter Beteiligung
der katholischen Kirche, sind nicht er-
schreckend, weil zu erwarten, aber realis-
tisch und nüchtern: Religion ist im säku-
laren atlantischen Westen (also mit
Kanada, aber ohne die USA) buchstäblich
von gestern. Nur ein kleiner Teil gehört in
den meisten Ländern noch der Kirche an.
Deutschland ist ganz vorn dabei in der
säkularen Prozession, zusammen mit
Benelux, Skandinavien, Großbritannien,
auch der Schweiz und Österreich.
Noch weniger Menschen sind gläubig: Er-
schreckende 14 Prozent der Katholiken
beten täglich; erschreckende 19 Prozent
der Christen glauben, dass es einen Gott
gibt, der sich in Jesus Christus zu erken-
nen gibt. Offenbarung als Grundstein des
christlichen Glaubens wird von der großen
Mehrheit der Christen abgelehnt. Gnädi-
gerweise wurde nicht gefragt „Glauben Sie,
dass Gott sich in Jesus Christus geoffen-
bart hat und diese Offenbarung sich in der
Kirche weiter entfaltet?“ Vermutlich so
viele Menschen würden in Deutschland
zustimmen, wie es Fans von Zwölftonmu-
sik gibt …
Interessant aber ist vor allem: Die Kirchen
genießen nur noch Vertrauen und An-
erkennung in ihrer Dienstleistung als
Wohlfahrtsverbände im Sozialstaat. Ein
Kommentator der FAZ, Reinhard Binge-
ner, bemerkte trocken, man könne beiden
Kirchen fast nur raten, sich konsequent als
Sozialdienstleister zu verstehen und die
defizitäre Konzernsparte Religion abzu-
stoßen … Erwartet werden nur noch von
den Kirchen soziale Dienste, Mitarbeit im
Sozialstaat, Einsatz für Solidarität. Heilige
Liturgie, gar Sakramente finden weitge-
hend ein müdes Achselzucken. Ein Blick
in die leeren Kirchenbänke in durch-
schnittlichen Pfarrgemeinden in Deutsch-
land sonntags beweist das, auf dem Land
wie in den Städten. Nicht, als ob der Hin-
weis des Herrn im Matthäusevangelium
„Was Ihr dem Geringsten getan habt, habt
Ihr mir getan!“ nicht sehr wichtig sei; es ist
eine von zwei Säulen des Christentums.
Aber die andere Säule, nämlich sein Auf-
trag im selben Evangelium, lautet: „Geht
und macht alle Völker zu meinen Jüngern,
indem Ihr sie tauft!“ Er ist im säkularen
Deutschland fast gänzlich in Vergessenheit
geraten. Das ist fatal und selbstmörde-
risch: Wenn sich die Kirche reduziert auf
Angebote der freien Wohlfahrtspflege,
dann ist der Abgrund der Gottvergessen-
heit nicht mehr weit. Nur wenn beide
Säulen fest stehen, erfüllt die Kirche den
doppelten Auftrag Jesu.
Aber dafür sieht es aktuell in Deutschland
düster aus, und es ist eine dämonische
Zwickmühle: Noch nie konnte die Kirche
als Teil des Sozialstaates so vielen Men-
schen effektiv Gutes tun. Aber von Gottes
Güte und Liebe will kaum noch jemand
etwas hören. Und indem sich die Kirche
auf soziale Dienste reduziert, vergisst sie
schamhaft die Rede von Gott und seiner
Heiligkeit, die unsere Taufe und unsere
Nachfolge erfordert. Am Ende hat der sä-
kulare Sozialstaat mithilfe der Kirche
erfolgreich die Rede von dem Gott, der die
Menschen zur Nächstenliebe geschaffen
hat, zu den Akten gelegt.

Der Autor ist Direktor der Katholi-
schen Sozialwissenschaftlichen Zent-
ralstelle. Die Kolumne erscheint in
Kooperation mit der KSZ. Foto: KNA
Allein gelassen von der Bahn – so fühlen sich viele DB-Kunden. Nicht nur während des Streiks. Foto: dpa

Ist der Zug

schon abgefahren?
Die Hoffnung, die Deutsche Bahn könne sich noch zum Besseren ändern, haben viele Kunden schon aufgegeben.
Eine Zustandsbeschreibung V O N M A R C O F E T K E

ach drei Fahrten mit der Deut-
schen Bahn in einer Woche zog
der US-amerikanische Star-
Schriftsteller T. C. Boyle im

ommer 2023 – damals noch auf Twitter,
icht X – die traurige Bilanz eines „perfek-

en Rekords“: Alle drei Züge seien zu spät
ekommen. Im Gespräch mit der „NZZ“

prekären Lage. So rechtfertigt die GDL
ihren Arbeitskampf mit zu geringem Infla-
tionsausgleich bei zu großer Verantwortung
sowie zu langen Schichten. Eine Kernforde-
rung, der die Bahn nicht nachkommen will,
ist die 35-Stunden-Woche für Schichtarbei-
ter. In der Weihnachtszeit soll laut GDL-
Chef Claus Weselsky immerhin nicht ge-

Hinzu kommen externe Sicherheitsmän-
gel: Seit 2020 gab es Angaben der Bundes-
regierung zufolge 20 linksextreme Anschlä-
ge auf die Bahninfrastruktur. Gelten einige
Bahnhöfe ohnehin als Kriminalitäts-Hot-
spots, habe sich laut der Bundespolizei
2022 auch die Zahl der Messerangriffe in
Zügen verdoppelt. Die Zahl der Sexual-

Zwar gebe es laut der Kommission durch-
aus Wettbewerb auf deutschen Schienen.
Dieser halte sich aber in Grenzen: Im Fern-
verkehr hat die DB einen Marktanteil von
96 Prozent und im Regionalverkehr einen
Marktanteil von 66 Prozent. Im Raum steht
der Verdacht einer Bevorzugung von DB-
Zügen. Eine Zerschlagung sollte dieses na-
g

legte der weltbekannte Autor nach und
brachte auf Rückfrage des Interviewers, der
daran erinnerte, dass der deutsche Staat im-
merhin einziger Anteilseigner der Bahn-
Aktie sei, gar eine vollständige Privatisie-
rung der DB ins Spiel.

Viel wichtiger sei aber, so Boyle, „dass die
Deutschen endlich aufwachen und einen
Blick ins Ausland werfen“ – aus New York
kenne er solche Verspätungen nicht. Die
Bahn hatte ihm auf Twitter geantwortet,
dass er so ja mehr Zeit zum Schreiben hätte.

Wer das Community-Management der
Deutschen Bahn in den Sozialen Medien
kennt, weiß um den frechen Tonfall, in dem
die Bahnkommunikatoren gerne ihre Kriti-
ker – nicht selten Gegner des gesellschafts-
politischen Sendungsbewusstseins des
Konzerns – brüskieren.

Wenigstens verschleiert die hochver-
schuldete DB ihre Dysfunktionalität nicht.
So bezahlte sie eine Werbeagentur für eine
Image-Kampagne, die „um Verständnis für
die Sanierung des Schienennetzes“ werben
soll – ein Ansatz, den der Konzern selbst als
„offen und ehrlich“ bezeichnet. Diese osten-
tative Ehrlichkeit dürfte Bahnkunden kaum
trösten, sondern angesichts der mutmaßlich
hohen Kosten der Kampagne – aber auch
von Auslandsgeschäften und horrenden
Managerboni – eher noch verstimmen.

Jeden noch mobilisierbaren Euro
braucht schließlich nicht nur die marode
Bahninfrastruktur. So eskalierte jüngst
auch der Tarifstreit zwischen der DB und
der Lokführergewerkschaft GDL. Eine Ur-
abstimmung in der Gewerkschaft soll nun
über zeitlich unbefristete Streiks entschei-
den. Die Gewerkschafter sehen sich in einer
streikt werden.
Der – auch verbal beidseitig längst eska-

lierte – Tarifstreit ist aber nur ein Punkt auf
der langen Liste von Bahnproblemen. Das
offensichtlichste Manko ist dabei die
Pünktlichkeit. Im Sommer und Herbst
2022 kam nur jeder dritte Zug im Fernver-
kehr pünktlich.

Nur jeder zweite
Fernzug pünktlich
Als besonders geplagt erwies sich der Wes-
ten der Republik: Hier kam sogar nur jeder
zweite Fernzug pünktlich. Hinter diesen
Zahlen stehen – neben akuter Personal-
knappheit – schwerwiegende Strukturprob-
leme infolge einer jahrzehntelangen Miss-
achtung der Bedürfnisse der hochkomple-
xen Bahninfrastruktur. Die Folge sind unter
anderem veraltete Schienen, Weichen,
Gleise, Bahnhöfe und Brücken.

Die marode und überalterte Infrastruktur
sorgt nicht nur für Verspätungen, sondern
ist auch ein latentes Sicherheitsrisiko.
Jüngst zeigte sich dies wieder bei einem
ICE-Unfall in Oberbayern mit mehreren
Verletzten. Laut Markus Hecht, Leiter des
Fachgebiets Schienenfahrzeuge an der TU
Berlin, könnten in Deutschland bisher noch
nicht zugelassene „Entgleisungsweichen“
Unfälle besser verhindern. Bislang würden
sogenannte Schutzweichen zur Vermeidung
schwerer Unfälle eingesetzt, so Hecht
gegenüber der „dpa“. Die würden aber viel
Platz und Geld kosten, sodass ihr Einsatz an
Stellen mit vergleichsweise geringem Ge-
fahrenpotenzial – wie zuletzt in Oberbayern
– nicht vorgeschrieben sei.
straftaten sei um 23 Prozent gestiegen. Der
Anteil nicht-deutscher Tatverdächtiger bei
schweren Körperverletzungen, Raub, Mord
und Totschlag im Bahnverkehr habe dabei
55,5 Prozent betragen.

Nach Angaben der Bahn sei zudem die
Zahl der Angriffe gegen DB-Personal 2022
um 21 Prozent gestiegen, 30 Prozent seien
dabei auf die Durchsetzung der Masken-
pflicht zurückzuführen.

Politische Baustellen gibt es also auch
jenseits der Infrastruktur. Über die grund-
sätzlichen Gründe für das deutsche Bahn-
versagen auf infrastruktureller Ebene ist
man sich einig. Uneinigkeit herrscht hin-
sichtlich der Frage, ob Bund oder Bahn der
Schwarze Peter dafür gebührt.

Ist die Teilprivatisierung
schuld?
Einerseits wird die Teilprivatisierung des
Konzerns bemängelt, oft mit Blick auf das
Bahnland Schweiz, dessen Staatsbahn in
puncto Pünktlichkeit in einer anderen Liga
spielt als die DB. Besonders linke Ökono-
men raten zu einer Verstaatlichung der
Bahn, deren Führungsebene bewiesen habe,
dass sie der Verantwortung nicht gewach-
sen sei. Andererseits wird, nicht selten von
Bahn-nahen Akteuren, ein nach wie vor zu
starker staatlicher Interventionismus kriti-
siert. Mit Beginn der Ampel-Regierung
habe dieser nur noch größeren Schaden an-
gerichtet. Dieser Gemengelage entsprach
auch die Debatte um eine Zerschlagung der
DB in einen Zug- und einen Netzbetreiber,
wie sie etwa die die Bundesregierung bera-
tende Monopolkommission längst fordert.
türliche Monopol, welches ein Schienen-
netz darstelle, entmachten. Kritiker der
Monopolkommission halten ihr hingegen
vor, den „holistischen“ Ansatz der Bahn
nicht verstanden zu haben. Ein derart kom-
plexes Unternehmen, so der Tenor, könne
nur in engster Zusammenarbeit seinem An-
spruch gerecht werden.

Die Bundesregierung entschied sich am
Ende gegen eine Zerschlagung und für eine
Zusammenlegung der Infrastruktureinhei-
ten DB Netz AG und DB Station&Service
AG zur neuen, „gemeinwohlorientierten“
Infrastruktursparte InfraGo. Diese soll sich
fortan an von der Bundesregierung formu-
lierten politischen Zielen zur Erfüllung der
Bedürfnisse von „Bürger:innen, Wirtschaft
und Klimaschutz“ orientieren.

Kritiker bezweifeln jedoch, dass der
Kompromiss die Bahn hinreichend zu
einem Kurswechsel anspornt. Die Sanie-
rungsoffensive der Bahn ist zwar nötig, wird
aber in ihrer jetzigen Form – mittels soge-
nannter Korridorsanierungen – noch mehr
Einschränkungen mit sich bringen. Laut der
Bundesregierung müssten bis 2027 knapp
88 Milliarden in das deutsche Schienennetz
investiert werden, um es wieder gebrauchs-
fähig zu machen.

Die Umstellung des Fahrplans auf einen
bundesweiten Taktfahrplan nach Schweizer
Vorbild, die den Zugverkehr zuverlässiger
machen soll, wird wiederum nicht vor 2070
erwartet. Darüber hinaus bleibt aber die
Systemfrage unbeantwortet. Soll die Deut-
sche Bahn privatwirtschaftlicher Fisch,
staatliches Fleisch oder eine staatskapita-
listische Chimäre sein? Ob es in Zukunft
eine eindeutige Antwort geben wird?


